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Unter diesen Gesichtspunkten hat sich neben anderem 
vor allem auch die Mitarbeit von Vertretern der Kreis­
sekretariate der Nationalen Front in den Beiräten für 
Schiedskommissionen bei den Direktoren der Kreisgerichte 
(§ 63 SchKO) gut bewährt, weil hier aus der Sicht und 
Verantwortung der Nationalen Front gezielt zur Qualifi­
zierung der Leitungstätigkeit und zum effektiven Erfah­
rungsaustausch beigetragen werden kann.

In über 5 000 Schiedskommissionen leisten deren Mit­
glieder größtenteils nunmehr schon seit 15 Jahren eine 
anerkennenswerte engagierte und aufopferungsvolle ge­
sellschaftliche Tätigkeit. Es ist deshalb nur folgerichtig, 
wenn die Ausschüsse der Nationalen Front verdiente Mit­
glieder der Schiedskommissionen z. B. mit der Ehrennadel 
der Nationalen Front auszeichnen oder ihre Leistungen 
durch Eintragungen in Ehrenbüchern oder auch durch an­
dere Formen öffentlich würdigen. Das sollte in noch 
größerem Umfang geschehen. Anlaß bietet sich z. B. jetzt

für langjährig bewährte und aktive Mitglieder, die mög­
licherweise sogar ihre Tätigkeit infolge Alters oder auch 
aus anderen Gründen aufgeben müssen, im Zusammenhang 
mit den Neuwahlen.

Zu Informationen über die Tätigkeit der Schiedskom­
missionen zu inhaltlichen Fragen und auch zu allgemeinen 
Problemen sollten die vorhandenen Möglichkeiten besser 
genutzt werden. Dazu gehören zum Beispiel Wahlkreis­
beratungen der Abgeordneten, Stützpunktanleitungen von 
Vorsitzenden der örtlichen Ausschüsse der Nationalen 
Front sowie Wochenendschulungen für ehrenamtliche 
Funktionäre der Nationalen Front u. a. * 1 2

* Vgl. auch „Erfahrungen zur Wirksamkeit der Schiedskommis­
sionen“, NJ 1979, Heft 1, S. 25.

1 Vgl. G. Mielsch, „Ausschüsse der Nationalen Front im Kreis 
Löbau festigen Gesetzlichkeit“, NJ 1978, Heft 8, S. 352.

2 Vgl. W. Kirchhoff, „Festigung der sozialistischen Gesetzlich­
keit - Anliegen aller Bürger“, NJ 1978, Heft 2, S. 46 f.

Rechtspropaganda und Rechtserziehung

Die Rolle der Rechtserziehung 
in der sozialistischen Gesellschaft
Dt. KARL-HEINZ CHRISTOPH, Leiter
der Abt. Rechtspropaganda im Ministerium der Justiz
Dr. UDO KRAUSE, Chefreporter von Radio DDR und
Stellvertreter des Vorsitzenden der Sektion
„Staat und Recht“ im Verband der Journalisten der DDR,
Bezirksvorstand Berlin

Im November 1978 fand in Warschau ein internationales 
Symposium über die Rolle der Rechtserziehung und 
Rechtskultur in der sozialistischen Gesellschaft statt. Aus­
gehend von Anregungen auf Justizministerkonferenzen 
hatten der Minister der Justiz und der Verband der Jour­
nalisten der Volksrepublik Polen zu diesem Symposium 
Vertreter der Ministerien der Justiz und Rechtspublizisten 
europäischer sozialistischer Länder eingeladen.

Unter Leitung des Stellvertreters des Justizministers 
der Volksrepublik Polen, Dr. Maria Regent-Lechowicz, 
entwickelte sich das Treffen in einer freundschaftlichen 
Atmosphäre zu einem für alle Beteiligten interessanten 
Erfahrungsaustausch. Seine Bedeutung wurde dadurch be­
kräftigt, daß bei der Abteilung Presse, Rundfunk und 
Fernsehen und der Abteilung Verwaltung im Zentral­
komitee der PVAP eine Aussprache mit Vertretern der 
Delegationen stattfand.

Rechtserziehung und Rechtspropaganda 
als Bestandteil der ideologischen Arbeit

Das Symposium machte allen Teilnehmern deutlich:
1. In den Grundfragen der Einschätzung der Bedeutung 

der Rechtserziehung und Rechtspropaganda als Bestandteil 
der von der Partei der Arbeiterklasse geführten politisch- 
ideologischen Arbeit und über ihren wachsenden Stellen­
wert im ideologischen Klassenkampf der Gegenwart be­
steht Übereinstimmung. Es ist deshalb möglich und not­
wendig, koordiniert zu arbeiten und die Gemeinschafts­
arbeit weiter zu vertiefen.

2. Der rechtspropagandistischen Tätigkeit von Juristen

und Journalisten wird in jedem Land große Bedeutung 
beigemessen und der umfassenden Nutzung der Massen­
medien für die Rechtserziehung größte Aufmerksamkeit 
gewidmet.

3. Es gibt in jedem Teilnehmerland wertvolle, verallge- 
meinernswerte Erfahrungen des Zusammenwirkens von 
Juristen und Journalisten bei der Anwendung vielfältiger 
Methoden der Rechtspublizistik. Das trifft auch zu auf die 
zentrale staatliche Anleitung und Koordinierung der 
Rechtspropaganda durch die Ministerien der Justiz und 
auf die Koordinierung der Rechtspropaganda in den Terri­
torien.

Aus der Fülle interessanter und wertvoller Beiträge 
können hier nur ausgewählte Erwähnung finden.

Der Minister der Justiz der Volksrepublik Polen, Prof. 
Dr. J. B a f i a, behandelte in einem Grundsatzreferat die 
Rolle des Rechts, des Rechtsbewußtseins und der Rechts­
kultur beim Aufbau der entwickelten sozialistischen Ge­
sellschaft. Er betonte, daß sich unter den Bedingungen-der 
sozialistischen Ordnung die Rolle des Rechtsbewußtseins 
entsprechend dem Wachstum des Bewußtseins und der 
geistigen Reife der Bevölkerung erhöht: „Je höher das Ni­
veau des sozialistischen Rechtsbewußtseins ist, desto be­
ständiger werden die rechtlichen Überzeugungen des Indi­
viduums, in einem desto größeren Maße regelt es das Ver­
halten der Menschen entsprechend den im Recht ausge­
drückten Zielen.“ Das wachsende Interesse für diese 
Probleme bezeichnete er als ein Ergebnis der gesetzmäßi­
gen Entwicklung der sozialistischen Länder. Im Zusam­
menhang damit erläuterte er die Bedeutung der Rechts­
kultur der Gesellschaft, die vom Niveau des Rechts, der 
Rechtswissenschaft und des gesellschaftlichen Rechts­
bewußtseins bestimmt werde.

Der Leiter der sowjetischen Delegation, W. M. W o l o s -  
j u k ,  Minister der Justiz der Moldauischen SSR, wies auf 
die besondere Schärfe des ideologischen Kampfes auf dem 
Gebiet des Rechts hin. Das zeige sich gegenwärtig beson­
ders im Zusammenhang mit der Diskussion über die 
Menschenrechte. Die Journalisten der UdSSR haben zur 
Zurückweisung der Verleumdungen des Klassengegners 
wegen angeblicher Menschenrechtsverletzungen u. a. Mate­
rialien über Gerichtsverfahren zusammengetragen, ver­
öffentlicht und damit überzeugend nachgewiesen, daß die 
Täter für begangene Verbrechen bestraft wurden.


